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Amtlicher Teil.
Lur Auflösung der Organisationen

Lscderick.
*» Im Staatsanzeiger veröffentlicht das Ministerium des

Innern die Bekanntmachung der Reichsvegierung vom
24 . Juni 1921, betreffend die Auflösung der Organisationen
Escherick. Da die Auflosnug der Organisationen , Escherich
durck diese Anordnung der Reicksregierung für das gesamte
Reichsgebiet verfügt ist, da ferner Einwohnerwehren ur
Baden längst nicht mehr bestehen, und da andere durch das
Gesetz vom 22 . Dttirz 1921 verbotene Vereinigungen in Ba -
den nicht bekannt sind, erübrigen sich für Baden zunächst wei¬
tere Mahnahmen . Gegen künftig im Land auftauchende un -
zulassta « Vereinigungen wird eingeschritten werdet -.

* Frankreich und das Ikabinett
MUrtk .

Die Melodie, die der französische Ministerpräsident an¬
geschlagen hat, wird jetzt von der Pariser Regierungspresse
paraphrasiert . Vor allem ist es der „Temps "

, der die
merkwürdige Auffassung, man müsse das Kabinett
Wirth vor den Alldeutschen schützen und dürfe der Fe¬
stigkeit dieses Kabinetts nicht allzusehr vertrauen , von
neuem umschreibt . Deutschland solle Frankreich beweisen ,
daß jeder Zwang unnötig geworden sei . Dazu gehöre,
daß die deutschen Republikaner aller Welt die Überzeu¬
gung beibringen , daß sie in ihrem eigenen Hause auch die
Herren seien . Es habe aber den Anschein , als ob die Heu -
tige demokratische Regierung nur eine Theaterde¬
koration sei , hinter der die reaktionär -militaristischen
Kräfte nach wie vor ihr Spiel trieben . Frankreich habe
keine Veranlassung , eine deutsche Regierung der Linkspar¬
teien rücksichtsvoll zu behandeln, wenn sie lediglich eine
solche Dekoration darstelle. Von der deutschen Reaktion
wird dann schließlich wieder behauptet , daß sie hinten
herum den Feldzug gegen Frankreich organisiere .

Es wäre wirklich an der Zeit , und würde im Inter¬
esse beider Länder liegen , wenn diese ganze Frage ,
die immer wieder von der französischer Regierungs¬
presse zu unserem Nachteil angeschnitten wird , etwas
mehr in den Hintergrund träte . Dazu wäre notwendig ,
Laß man von beiden Seiten mit ernstem Willen und voll-
kommener Offenheit an die Lösung der Frage heranginge .
Allerdings wäre dabei von Frankreich von vornher¬
ein das weitaus größere Maß an gutem Willen zu
erwarten.

Zunächst ist doch das ganze Geschrei der Pariser Regie¬
rungspresse zu neun Zehnteln übertrieben und ganz
zweifellos lediglich dazu da, um dahinter ganz
bestimmte, machtpolitische Zwecke zu verbergen . Daß
Deutschland Frankreich militärisch nicht mehr gefährlich
werden kann, das sollte doch auch von dem ängstlichsten
Franzosen eingesehen werden. Aber dennoch arbeitet man
mit jenem Argument , weil es nun einmal ganz vortreff¬
lich in den politischen Gesamtplan hineinpaßt , und zwei¬
tens , weil man sich in Frankreich in der Tat an gSoissen
Vorkommnissen bei uns stößt.

Aber auch diese Vorkommnisse dürfen in ihrer Bedeu¬
tung nicht überschätzt werden . Gerade ein mili -
tärisch tüchtiges Volk, wie die Franzosen , sollte es begrei¬
fen , daß man das , was sie den „preußisch-deutschen Mili¬
tarismus " nennen , nicht mit einem Schlage aus der Welt
schaffen kann. Und Frankreich sollte ferner verstehen ler .
neu , daß gerade seine töricht brutale Poli¬tik den reaktionär -militaristischen Kreisen immer wieder
neues Wasser auf die Agitationsmühle leitet .

Wer immerhin : Selbst wenn man sich auch in Frank¬
reich über manches Vorkommnis in Deutschland aufregt ,
so dürste diese Aufregung doch nie und nimmer zur
Grundlage der offiziellen Politik uns gegenüber gemacht
werden ; eben aus dem Grunde , weil eine wirkliche Gs -
fohr für Frankreich nicht mehr besteht . (Wenn Briand
neuerdings die Aufrechterhaltung der Sanktionen damit
begründet, daß Deutschland sich in der Erfüllung seiner
Verpflichtungen Rückständigkeiten habe zuschulden kom¬
men lassen, so ist dieses Argument Hinfällig , da ja jetzt
diese Verpachtungen restlos erfüllt sind .)

Was schon eher in Frankreich Bedenken erwecken könnte,das ist die innerpolitisch « Auswirkung der reaktio-
nüren Agitation . Es ist richtig, daß das Kabinett Wirth
ein schweres und sorgenvolles Dasein zn führen hat und
heute noch nicht weiß, mit welcher ausreichenden Mehr¬
heit es sein wichtigstes Programm erledigen wird . Aber
auch hier ist es wieder die französische Poli¬
tik , die die Stellung ausgerechnet des Kabinetts , an
dem es selber das größte Interesse hat , nicht nur nicht
stützt, sondern geradezu untergräbt . So psychologisch ge¬
schult sollten die französischen Staatsmänner doch sein,
daß sie sich selbst sagen , daß LerReaktionderWind
aus denSegeln genommen wird , wenn das
Kabinett Wirth in außenpolitischer Hin¬
sicht Erfolge erringt . Aufgabe einer klugen
staatsmännischen Kunst wäre es also , wenn die Entente
und vor allem Frankreich dafür sorgen würde , daß die
Frage der „Sanktionen " und die Oberschlesische Frage
im Sinne der Gerechtigkeit entschieden wird . Frankreich
sollte sich stets vor Augen halten , daß es ein besseres Ka¬
binett , als das Wirthsche , nach Lage der Dinge nicht zu
erwarten hat.

Die gleiche Erkenntnis gilt aber auch für
unsere innere Politik . Auch unsere Parteien
sollten endlich erkennen , daß unter den heute gegebenen
Verhältnissen das Kabinett Wirth nochdas ein¬
zige ist , das uns eine Aussicht auf Erfolg ge¬
währt . Wir können uns keine andere Konstel¬
lation denken , bei der eine größere Mehrheit her¬
auskäme, als die, mit welcher das Kabinett Wirth arbei¬
ten darf . Dabei halten wir es natürlich im Interesse des
Reiches für i* Irchaus wünschenswert, daß einerseits im
Reiche die Deutsche Volkspartei wieder positiv in der Re-
gierung mitarbeitet , andererseits in Preußen die Sozial «
demokratie wieder in die Regierung eintritt .

Wer aber den Sturz des Kabinetts Wirth betreibt , der
sollte so viel Verantwortungsgefühl besitzen, daß er auch
sofort die neue Koalition nennt , die dann die Geschäfte
führen soll. Gerade im Hinblick auf die französische Po¬
litik ist eine Rechtsregierung , wenn sie überhaupt
eine parlamentarische Mehrheit fände, in außenpolitischer
Beziehung einfach unmöglich ; sie würde das Miß¬
trauen der gesinnten Entente Hervorrufen und Aktionen
von seiten Frankreichs heraufbeschwören , gegen die das
törichte Zögern in der Frage der Sanktionen lind Ober¬
schlesiens wahrlich nur ein Kinderspiel wäre .

Wir hätten freie Bahn vor uns , wenn sich die Par¬
teien der Rechtsopposition endlich dieser Erkenntnis un¬
terordnen wollten. Geschähe dies, so würden ganz von
selbst auch jene Vorkommnisse , die in Frankreich bei den
ängstlichen Gemütern immer wieder zu allerlei Bedenken
und Mißtrauen Anlaß geben , nach und nach von der Bild¬
fläche verschwinden , und es würde der französischen Po¬
litik jener beliebte Vorwand genommen werden , mit dem
sie immer und iinmer wieder zu unseren Ungunsten ar¬
beitet . Es geht wirklich nicht anders : Al l e Parteien müs¬
sen heutzutage bis zu einem gewissen Grade für die Re¬
gierung eintreten . Opposition um der Opposition willen
ist heute ein Verbrechen am Vaterlandei

» Politische Streiklichter .
Der Streik der englischen Bergarbeiter

ist beendet und zwar auf der Grundlage eines Kom¬
promisses . nach welchem ein Minimallohn bewilligt
wird , der 20 Prozent über den Lohnsätzen der Vorkriegs¬
zeit steht . Ferner werden ganz bestimmte Kohlendistrikte
gebildet, in denen der Ertrag der Gruben nach Abzug der
Kosten und der Löhne als Gewinn unter die Minen -
basitzer und dieArbeiter verteilt wird . Diese letzte
Bestimmung bedeutet eine gefährliche Halbheit . Die Berg¬
arbeiter hatten ursprünglich verlangt , daß alle Gruben¬
gewinne in eine gemeinsame Kaste fließen sollen , aus der
dann über das ganze Land hin Einheitslöhne verteilt
werden . Jetzt ist es so, daß in dem einen Distrikt , der
gute und reiche Kohlenlager besitzt, glänzende, in einem
anderen Distrikt aber, der mit schlechteren natürlichen
Verhältnissen zu rechnen hat, Minimallöhne gezahlt wer¬
den , die den heutigen Kosten der Lebenshaltung durchaus
nicht entsprechen . Daß sich ein solcher Zustand auf die
Dauer nicht halten kann , liegt klar auf der Hand . Grund¬
sätzlich muß die Beteiligung der Bergarbeiter am Gewinn

dazu führen , daß sie selber zu Vorkämpfern des kapital
listischen Systems werden, und zwar in einer Einseitigkeit,die die Gefahr in sich birgt , daß Minenbesitzer
und Minenarbeiter skrupellos nur noch an den
eigenen Gewinn , an den Geschästsgewinn de«
Kohle denken , ohne sich um die Bedürfnisse an¬
derer wirtschaftlichen Kategorien zu kümmern. Denk
sozialen Gedanken würde damit der Todesstoß ver¬
setzt werden. Die Bedingungen , unter denen jetzt der
englische Bergarbeiterstreik beendigt wurde, scheinen die
Richtigkeit der These zu erweisen, daß soziale Maßnah .
men nur dann gerecht und nützlich sind, wenn sie sich auf
Las gesamte Staatswesen erstrecken. Und in der
Folge wird das Prinzip , auf dessen Boden hier eine
Einigung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu¬
stande kam, nicht nur eine Schädigung des sozialen Ge¬
dankens , sondern geradezu eine Beeinträchtigung
der Staatsidee als solchen mit sich bringen .

»

Wer der Abstimmung über den bekannter Flaggen¬
antrag der nicht sozialistischen Parteien im Reichstag
haben, wie die Zeitungen feststellen, Reichskanzler Dr .
Wirth , Reichsminster Dr . Brauns , Reichsminister Gies -
berts , der frühere Reichskanzler Fehrenbach und der Ab¬
geordnete Dr . Spahn gegen den Antrag gestimmt, der
ja dann auch abgelehnt wurde. Es ist bezeichnend für
die Nervosität , die unser innerpolitisches Leben beherrsch^
daß man auch diese Abstimmung in den Bereich leiden¬
schaftlicher parteipolitischer Erörterungen zieht . Und doch
sollte gerade die Tatsache , daß Männer des linken und
des rechten Flügels ein und derselben Partei gegen ^den
Antrag stimmten , zeigen , daß es sich hier um eine Frage
handelt , die vielleicht besser überhaupt nicht unter partei¬
politischem Gesichtswinkel zu betrachten wäre. Jedenfalls
glauben wir , daß die innerpolitische Lage kritisch genug
ist, als daß man sie noch mit Dingen belasten dürste, die,
so wichtig sie an sich sein mögen , doch auf den Verlauf
des großen und breiten Stroms der Politik nur geringen
Einfluß haben. Daß ein angesehener Jurist wie Dr .
Spahn gegen den Antrag gestimmt hat, ist vielleicht
daraus zu erklären , daß dieser Antrag eigentlich einen
Eingriff in den klaren eWortlcmt der Reichsverfassung be¬
deutet . Artikel 3 der Neichsverfassung (besagt : „Die
Reichsfarben sind schwarz-rot-gold . Die Handelsflagge ist
schwarz -weiß-rot mit den Reichsfarben in dex oberen in¬
neren Ecke ." Wie es heißt, wird der Gedanke , der dem
Antrag zugrunde liegt, weiter verfolgt werden. Wenn dies
geschieht , sollte aber von allen Parteien darauf gehalten
werden , daß die Entscheidung darüber nicht gleich wieder
zu einer Art Lebensfrage für die deutsche Nation auf¬
gebauscht wird .

»

Daß der neueStaat von der reaktionären Presse
der unglaublichsten Dinge beschuldigt wird , ist bekannt.
Mit Wonne greifen diese Blätter Gerüchte auf , um st«
unter entsprechender parteipolitischer Allsschlachtung dem
neuen Staat an die Kleider zn hängen . Ein solcher, an
sich geringfügiger , aber als Symptom überaus bezeichnen¬
der Fall hat sich letzthin bei uns in Baden ereignet. Das
Stuttgarter Organ der Deutschnationalen hatte die Ent¬
lassung eines Arbeiters in der Sinnerschen Mar - »
meladefabrik in KarlsruhErünwinkel als Aus¬
fluß eines gegen die deutschnationale Gesinnung dieses Ar¬
beiters gerichteten Terrorismus behandelt. Natürlich
hatte es daran sofort die Bemerkung geknüpft, die Fest¬
stellung dieses terroristischen Mes genüge „zur Kenn-
zeichnung des neuen Systems , das einem anständigen Ar¬
beiter zum Sklaven bolschewistischer Triebe mache." , Und >
wie liegen die Dinge nun in Wahrheit? Aus den kla-
ren Bekundungen der genannten Firma ergibt sich, daß
der betreffende Arbeiter in überaus häßlicher Weise seine
Kameraden denunziert und auch sonst ein Verhalten
an den Tag gelegt hat, das der Firma geradezu die Not¬
wendigkeit auferlegte , ihn zn entlassen . Mit Parteipolitik
hat die Sache also nicht das Mindeste zu tun gehabt. Daß
der betreffende Arbeiter , dessen Charakter in der Beurtei¬
lung seitens der Firma und seitens seiner Kameraden
wirklich nicht glänzend abschneidet, gerade den Deutschna-
tionalen nahe steht , ist ja peinlich genug. Seine Entlas -
sung aber nun zu einer Hetze gegen den neuen Staat auS-
zuschlachten , das war doch eine Torheit , die sich da»
deutschnationale Organ bei vorheriger Nachprüfung hätt»
ersparen können.

Mit einer Beilage : 45. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtages.



Wadiscbe Mocbenrückblicke .
Regierung und Ortsklasseneinteilnng .

Im Landtag äußerte sich Firmnzminister Köhler zur
Krage der Ortsklasseneinteilung in einer Rede, die besonders
für die Beamtenschaft , darüber hinaus aber auch für einen
erheblichen weiteren Teil , der Bevölkerung unierer Städte
und Gemeinden von Bedeutung ist . Die Ausführungen des
Ministers verdienen um so größere Beachtung, als sie eine
grundsätzliche Erklärung der Regierung über ihre Stellung
in dieser wichtigen und leidenschaftlich erörterten Frage dar¬
stellen .

Wer den Gang der Dinge verfolgt hat, konnte zwar schon,
ehe diese Rede gehalten wurde , darüber im Klaren sein, batz
die badische Regierung in der Ablehnung der zurzeit gelten,
den Ortsklasseneinteilung mit ihren Beamten völlig einig ist ;
hat sie doch bekanntlichbei den Bevhandlungen in Berlin gegendie vorläufige Regelung gestimmt und mehrfacherklärt , daß sie eine Neuregelung für dringend notwendig
halte . Nunmehr hat der Finanzminister über das Zustande¬
kommen der mit Recht beanstandeten vorläufigen Regelung
genaue Einzelheiten mitgeteilt , aus denen hervorgeht , daß die
badische Regierung seinerzeit in Berlin entsprechende Aü -
änderungsanträge gestellt und vertreten hat , daß aber
alle diese Anträge abgelehnt wurden , ohne daß vorher eine
Mitteilung darüber an die badische Regierung ergangen , oder
ohne daß ihr die Möglichkeit gegeben worden wäre , Stellung
zu diesem ablehnenden Beschluß zu nehmen . Die badische
Regierung hat der Reichsregierung gegenüber auch zum Aus¬
druck gebracht, daß andererseits ohne Kenntnis der wirtschaft¬
lichen und geographischen Verhältnisse und ohne Angabe von
Gründen rein willkürliche Änderungen borgenommen worden
seien. Mit einigen andern Ländern zusammen hat die ba¬
dische Regierung im Reichsrat , wie schon gesagt, gegen eine
vorläufige Ortsklasseneinteilungi gestimmt und eine so¬
fortige endgültige Regelung beantragt , in der richtigen Vor¬
aussicht, daß andernfalls eine Zeit fortwährender Beun¬
ruhigung der Beamten - und Arbeiterschaft eintreten würde,
und daß die spätere endgültige Regelung wesentlich teurer
sein werde, wenn sie auf Grund von Eingaben , Protesten usw .
zustandekomme. Daß die Regierung im Reichsrat überstimmt
wurde , ist selbstverständlichnicht ihre ' Schuld . Minister Köhler
darf sich mit Recht darauf berufen , daß die badische Regierung
ihre Pflicht getan habe, und man muß ihm rückhaltlos bei¬
pflichten, wenn er die — z . T . außerordentlich scharfen —
Vorwürfe , die in Protestversammlungen gegen die badische
Regierung gerichtet werden, als durchau - ungerechtfertigt zu¬
rückweist . .

Aus der Überzeugung heraus , daß die Zuschläge jetzt zu
gering und die Spannung zu groß ist, hat der Minister mehr¬
fach in Berlin bis in die letzten Tage hinein den Stand¬
punkt vertreten , daß es nach der Auffassung unserer Regie¬

rung nur zwei Wege gibt, Zufriedenheit herbeizuführen :
.Beseitigung der Staffelung der Teuerungs¬
zuschläge und radikale Änderung des Orts -
k l a s s e n v e r z e i ch n i ss e s . Im Einzelnen steht Minister
Köhler, wie übrigens schon aus einer von ihm vor kurzem an
anderer Stelle gehaltenen Rede bekannt ist , auf dem Stand¬
punkt, daß lfokSi Ortsklassen vollauf genügen
würden : eine Großstadtklasse, die die Gemeinden umfassen
würde , bei denen die Lebenshaltung wirklich am teuersten ist,
eine Grohstadtklasse, in die die Gemeinden lediglich nach ihren
Teuerungszahlen und nicht nach politischen Rücksichten hinein
kommen sollen , dann eine zweite Klasse , die die große Zahl
der übrigen Gemeinden enthalten soll mit Ausnahme der
billigsten Dorfgemeinden , die endlich eine dritte Klasse um-
fassen soll . Bei der Umgrenzung soll nicht eine örtliche Um¬
grenzung maßgebend sein, sondern eine territoriale , da eS
sich nicht mehr rechtfertigen lasse, daß man eine bestimmte
Stadt in eine bestimmte Ortsklasse einreiht und Gemeinden ,
die 4 oder 5 Kilometer davon wegliegen, in eine um eine
oder zwei Stufen niedrigere Ortsklasse . Leider fand die in
diesem Sinne von der badischen Regierung gegebene An¬
regung beim Reichssinanzministeriunr u . beim Rechstagsaus¬
schuß keine günstige Aufnahme und zwar offenbar darum , weil
man nicht an die Möglichkeit der Durchführung einer so radi¬
kalen Änderung in kurzer Zeit glaubt . Demgegenüber ' hält
jedoch die badische Regierung an der Meinung fest, daß, wenn
hier endlich einmal etwas wirklich Richtiges geschaffen wer.
den soll, das in wenigen Wochen geschaffen werden, kann»
wenn man die Einteilung großzügig vornimmt . Die Regie¬
rung wird , wie der Finanzminister versicherte, diesen ihren
Standpunkt mit Nachdruck und Umsicht in Berlin vertreten .
Die Beamtenschaft wird ihr dafür sicherlich aufrichtigen Dank
zollen. Im übrigen glauben wir , daß die Rede des Finanz -
ministers viel zur Klärung und Beruhigung beigetragen hat
und daß dementsprechend wohl auch die zum Schluß aus¬
gesprochene , auf eine Abstellung der Flut von Anfragen und
Eingaben aller möglichen Gemeinden und Organisationen ab¬
zielende Bitte des Redners nicht ungehört verhallen möge.
Die Gründe dafür brauchen wohl, nach unseren wiederholten
Hinweisen auf die zu Hemmungen und Unzuträglichkeiten
führende Überlastung der Zentralstellen durch die Masse der
täglich einlaufenden Petitionen und sonstigen Eingaben nicht
nochmals aufgeführt zu werden.

Reparation und „Goldwerte ".
In der Diskussion über die Aufbringung der Reparations¬

rasten spielt seit der großen Programmrede des Reichskanzlers
am t . Juni die Frage der Heranziehung der Realwerte eine
wesentliche Rolle. Der Reichskanzler hat bekanntlich erklärt ,
daß die Regierung bei der Suche nach weiteren Einnahme -
quellen neben der unvermeidlichen Belastung des Verbrau¬
chers in erster Linie den von der Geldentwertung minder be¬
troffenen Besitz an Sachwerten im Auge habe, nämlich die so¬
genannten „Goldwerte " , also solche Realwerte oder andere Ver¬
mögenswerte , die von der Wertveränderung des Papierwertes
nicht getroffen werden, vielmehr ihren Goldwert mehr oder
minder Leibehalten haben . Es handelt sich somit vorwiegend
um solche Werte , bei denen Gewinne , sei es aus Konjunkturen ,
sei es aus der „Angleichung an die Weltmarktpreise " entstehen.

Was hat es nun eigentlich mit diesen Realwerten auf
sich, und welche volkswirtschaftlichen Erwägungen können da¬
zu führen , daß der Staat sich zum Zugriff auf sie entschließt?
Über diese Fragen herrscht in der Öffentlichkeit noch vielfach
Unklarheit ; es dürfte manchen Leser darum interes¬
sieren , Näheres darüber zu hören . In einer dieser Tage an
uns gelangten Zuschrift von unterrichteter Seite werden uns
Einzelheiten mitgeteilt , die geeignet sind, wesentlich zum
Verständnis des hier in Rede stehenden Problems beizu¬
tragen . Danach ist die Maßnahme sozusagen als ein Akt aus .
gleichender steuerlicher Gerechtigkeit gedacht Die Wirkung
der Geldentwertung trifft , so ungefähr ist der Gedankengang
dabei, die Kreise der Besitzenden sehr verschieden . Alle , die
« in Sparkassenguthaben , Staatsrenten , einen Hypothekenbrief
oder eine in Mark ausgedrückte langfristige Forderung haben,
trifft die Geldentwertung in vollem Umfange, ebenso den Pen -
sionierten Beamten und die auf die festen Bezüge Ange¬
wiesenen. Man kann aber auch demgegenüber — ohne daß

selbstverständlich diesem Wort ein herabsetzender Beiklang an¬
haftete — von Nutznießern der Geldentwertung sprechen , und
man denkt hierbei an die Besitzer von Real -, also von Sach¬
werten . Solche Werte sind natürlich in erster Linie : Häu¬
ser , Grund und Boden , gewerbliche Anlagen .
Der Artikel führt für die Wirkung der Geldentwertung aufden verschiedenen Gebieten einige sinnfällige Beispiele an .Wen n, so besagt er, das E i oder der Liter Milch oder
das Pfund Kirschen beim Erzeuger heute das 10- oder
ISfache des Friedenspreises kostet, so wird auchdas Huhn oder das Rind oder der Kirschbaum das
10 - oder ISfache gegenüber dem Frieden wert sein .
Ins Große übertragen : Wenn die Tonne Kornfrucht im
Frieden ISO Mark kostete und in diesem Jahre nach starker
Lockerung der Zwangspreise im Durchschnitt etwa auf 2500 M.
oder höher kommt, dann wird auch der Acker , auf dem dieses
so teure Getreide wächst, heute das Vielfache des Friedens¬
preises wert sein ! Man nehme etwa ein landwirtschaftliches
Fachblatt aus der Friedenszeit zur Hand , in dem Be¬
sitzungen von so und so viel Morgen Größe zum Verkauf aus¬
geboten werden, und vergleiche damit die heutigen „billi¬
gen und preiswerten " Angebote gleich großer Objekte in dem¬
selben Blatt . Man wird dann finden ; daß für diese glei¬
chen Realwerte (eben weil sie Goldwerte sind )
heute die 8- oder lOfache Summe des Friedens¬
preises genannt wird. Im Gegensatz dazu wird es niemand
einfallen, dem Besitzer eines Sparkassenbuches über
10 000 Mark (der das Geld seinerzeit im Frieden
in Gold einzahlte ) heute das 8- oder lOfache
zu bieten . Der Eigentümer der oben erwähnten . Realwerte
entzieht sich also (ohne daß ihm eine böse Absicht unterstellt
werden kann) durch die natürliche Entwicklung
der Dinge den schlimmen Wirkungen der Geldentwertung
ganz oder doch zum großen Teil .

Auch beim städtischen Hausgrundbesitz bieten sich
Realwerte , deren Besitzer von der Geldentwertung ungleich
schwächer hetroffen werden, als die Klasse der Rentner und zwar
nicht sowohl unter den Miethäusern , deren heutiger Verkaufs ,
wert infolge der gesetzlichen Niedrighaltung der Mieten selbst¬
verständlich nicht dem als Goldmarktpreis entsprechenden Wert
entspricht als vielmehr in Geschäftshäusern usw ., die
eine gegen den Friedenspreis wesentlich erchöhte
Miete abwerfen und die denn auch vielfach ihren Besitzer
zu einem Mehrfachen des Friedenspreises ge¬
wechselt haben . Ähnlich liegen die Verhältnisse bei ge¬
werblichen Anlagen , Fabriken , Mühlen u . dgl .,
deren Wert durch die auf das 10—ISfache des Friedenspreises
erhöhten Gewinne naturgemäß erhöht ist , wie ja auch die hohen
Aktienkurse der Jndustriewerte an der Börse bezeugen.

In der Richtung dieser hier kurz skizzierten Gedanken dürf¬
ten sich in der Hauptsache die Erwägungen bewegen, die in
Steuerfachkreisen zu dem Vorschlag einer Heranziehung der
Geldwerte Anlaß gaben . Wie Neichswirtschaftsminister
Schmidt am 8 . Juni im Reichswirtschaftsrat mitteilte , hat
das Kabinett zu dieser Frage noch nicht abschlie¬
ßend Stellung genommen ; gilt es doch überhaupt , noch
zu überlegen , ob die Heranziehung der Geldwerte im Wege
der Steuer oder der Reichsbeteiligung oder der
Hypothek * erfolgen kann . Näheres über die Pläne der
Reichsregierung wird man vermutlich schon in den nächsten
Tagen erfahren . ^

Zur Förderung des Wohnungsbaues.
Die unverminderte Fortdauer der Wohnungsnot zwingt die

Städte fortlaufend zu erneuten gewaltigen Ausgaben . DaS
gilt naturgemäß in erster Linie von den Großstädten , wie
Mannheim , wo die Zahl der Wohnungssuchenden nunmehr
bereits über 10 000 beträgt , Karlsruhe , Freiburg usw . In
der ' zuletzt genannten Stadt sah sich der Stadtrat soeben zu
dem grundsätzlichen Beschluß genötigt , für die Schaffung von
18 weiteren Wohnungen in der Artillerrekaserne 804 000 M .,
für die Schaffung von 12 weiteren Wohnungen (Flüchtlings -
wohnungen ) in der Funkerkaserne SSO 000 M „ davon 16S 000
Mark von Gemeindeseite, zu bewilligen. Au diesen Summen
kommen noch GemeindebauLarlehen für 21 Eisenbahnerwoh¬
nungen des Baubereins und der gemeinnützigen Heimstätten¬
genoffenschaft in Höhe von 621 000 Mark , ferner vorbehaltlich
näherer vertraglicher Regelung Gemeindebaudarlehen für wei¬
tere Bauten an der Bismarckstraße (240 000 M .) und endlich
ein Gemeindebaudarlehen für weitere Wohnungen für ver¬
triebene Elsaß -Lothringer von S10 000 Mi Aber auch in den
kleineren Gemeinden entsteht aus der Notwendigkeit der Er¬
richtung neuer Wohnungen ein ständig wachsender Kostenauf¬
wand . So hat, wie schon mitgeteilt , der Bürgerausschuß in D u r-
lach vorgestern rund ktzh Mill . M . für Wohnungsbauten bewil¬
ligt ; und auch aus Todtnau wurde dieser Tage gemeldet,
daß an die dortigen Baugenossenschaft von der Gemeind«
300 000 Mark für den gleichen Zweck zugebilligt wurden . Die
Stadt Todtnau ist außerdem in der glücklichen Lage, der ge¬
nannten Genossenschaft 260 Kubikmeter Bauholz zu dem ver¬
billigten Preis von 80 Mark für den Kubikmeter zur Ver¬
fügung zu stellen . Die letztere Möglichkeit liegt vielleicht auch
noch bei anderen Gemeinden vor. In solchen Fällen wäre das
Vorgehen Todtnaus als nachahmenswertes Beispiel zu emp¬
fehlen . -f.

Dolitiscke Neuigkeiten.
Die Sanktionsdebatte im Reichstag .

Der Reichstag setzte gestern nach Erledigung einer Reihe
von kurzen Anfragen und Überweisung verschiedener kleinerer
Vorlagen an die zuständigen Ausschüsse die Besprechung über
die Sanktionen fort . Die Redner der Fraktionen des Zen -
trums , der Deutschnationalen , der Unabhängigen , der Demo¬
kraten und der Bayerischen Bolkspartei gaben einmütig in
scharfen Worten der Erbitterung des deutschen Volkes über
die Fortdauer der Sanktionen Ausdruck und forderten die
alsbaldige Aufhebung ; selbst der kommunistische Redner , der
auch diese Gelegenheit zu parteipolitischer Hetze benutzte, stellte
fest, daß das Proletariat in geradezu erschreckender Weise
unter den Sanktionen gelitten habe. Nächste Sitzung Sams¬
tag vormittag .

Die zweite Imernationale gegen die
Sanktionen .

Das Exekutivkomitee der zweiten Internationale tagte am
27 . und 28 . Juni in London. Deutschland war durch Wels

* Zur Vermeidung von Mißverständnissen möchten wir
übrigens daran erinnern , daß der badische Finanzminister
Köhler einer Korrespondenzmeldung zufolge in seiner An-
spräche auf der Heidelberger Bauernvereinstagung mitgeteilt
hat , daß ihm von der Umlage einer Zwangshypothek noch
nichts bekannt sei und daß niemand daran denke , deutschen
Grund und Boden « it fremdländischen Hypotheken zu b«-
lasten.

Vertreten . Aus der Besprechung über die international«
Situation ergab sich in bezug auf die Sanktionen, daß diese,
nachdem Deutschland seinen Verpflichtungen durch Erfüllungdes Ultimatums nachg«kommen ist, aufgehoben werden müssen ,DaS Komitee kommt zu diesem Beschluß auch aus hemGrunde, weil die beteiligten Völker ihre Finanzen sonst rächtin Ordnung bringen können . Es ist auch unmöglich , die
internationalen Handelsbeziehungenwieder herzustellen. Der
deutsche Parteivorstand hat dem Komitee eine Denkschrift über
di« Notwendigkeit der Schaffung einer interparlamentarischen
Kommission unterbreitet, die eine eingehende , im allgemeinen
zustimmende Aussprache ergab .

Tur Entrichtung der Einkommensteuer .
Der Reichsfinanzuftnister hat auf eine Anfrage über die;

Rückerstattung zu viel entrichteter Einkommensteuer feügendq
Antwort erteilt:

Nach § 48 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes hat dass
Finanzamt in den Fällen , wo der Wert der gemäß ß 48 Ab¬
satz 1 des genannten Gesetzes von einem Arbeitnehmer zun?
Zwecke der Entrichtung der Einkommensteuer vorgesehenen!
Stenermarten den zu zahlenden Steuerbetrag übersteigt, derl
überschüssigen Betrag dem Steuerpflichtigen sofort nach de?
endgültigen Veranlagung in bar zu erstatten . In gleiche?
Weise ist zu Verfahren, wenn die durch Abzug vom Arbeit¬
geber einbehaltenen Beträge nicht durch Verwendung von
Steuermarken , sondern durch unmittelbare Einzahlung an
die Reichskaffe abgesührt worden sind ; demgemäß sind die im
Rechnungsjahr 1820 durch Steuerabzug vom Arbeitgeber zu
viel einbehaltenen Beträge sofort nach erfolgter endgültige?
Veranlagung für das Rechnungsjahr 1920 dem Steuerpflichti¬
gen in bar zu erstatten . Tie endgültige Veranlagung für daS
Rechnungsjahr 1920 ist zurzeit in vollem Gange und soll mit '
möglichster Beschleunigung durchgeführt werden . Die Finanz¬
ämter find angewiesen, ausnahmsweise in den Fällen, - wo eS
sich um besonders bedürftige, in Not befindliche Steuerpflich¬
tige handelt und sich aus der verzögerten Rückzahlung der zuviel cinbehaltenen Beträge besonders schwere Härten ergeben,
auf Antrag des Steuerpflichtigen dessen Veranlagung vorweg'
durchzuführen , soweit dies ohne nennenswerte Verzögerung^der übrigen Veranlagung möglich ist.

preußische Justizrekorm .
* Im preußischen Landtag wurde ein sozialdemokratisches

Antrag zum Juftizetat angenommen , daß begabten Kinderl»
minderbemittelter Eltern in größerer Anzahl auf Staats «
kosten der Weg zum Berufsrichteramt eröffnet werden soll,
desgleichen ein Antrag , der hervorragend befähigten und prak¬
tisch erfahrenen Personen aus allen Kreisen des Volkes durch!
Ablegung einer MnsKng die Befähigung zum Richterajmq
erlangen können, ckdch wenn sie den vorgeschriebenen Aus -t
bNdungsgang nicht durchgemacht haben. Zur Annahme ge¬
langte auch ein Antrag , mit allem Nachdruck dahin zu wirken,
daß die Schöffen und Geschworenen für entgangenen Arbeits .
verdienst entschädigt werden und ein Antrag , den Gefange¬
nen in weitestem Umfange das Recht zum Bezug und Lesen
politischer Zeitungen sowie Zeitschriften! und Büchern zu
geben.

Der Stuttgarter „Kommunist " vor Gericht.
über einen am 28. Juni vor dem ! Stuttgarter Schwurgericht

verhandelten Prozeß gegen den früheren Redakteur sowie
gegen den Drucker des „ Kommunist " berichtet der „ Schwab«
Merkur " :

Vor den Geschworenen stand der frühere Redakteur des
„Kommunist " Richard Janus und der Buchdruckereibesitze ?
Karl Häring von Stuttgart wegen eines Verbrechens gegew
das Enttvaffnungsgesetz . In dem Artikel, der bei Janus
unter Anklage stand, hieß es : „ Mit Hilfe der schnell zu schaf¬
fenden Arbeiterräte mutz das Proletariat seine Bewaffnung
durchführen usw.

" Hierin erblickt die Anklage eine Anrei¬
zung zum Klaffenhatz. I . bemerkt, daß der Artikel, der übri¬
gens nicht von ihm stamme, für den er aber die Verantwor¬
tung übernehme, nicht wörtlich aufzufaffen sei, vielmehr sollte
lediglich ein Gegendruck gegen die Orgesch und ähnliche Ver¬
einigungen gebildet werden . — Dem Buchdruckereibesiher Hä¬
ring wird zum Vorwurf gemacht , daß in seiner Druckerei ein:
Flugblatt zur Herstllung kam mit der Überschrift „Die Lehren
des Generalstreiks und die Aufgaben der Arbeiterklasse"

. In
dem Flugblatt wird die Bewaffnung der organisierten Ar¬
beiterschaft gefordert , u . a. auch mit den Worten : „Nehmt
den Kampf auf, wie er sich bietet, in den Betrieben , in den
Parlamenten , auf der 'Äratze . Rüstet für die kommenden
Kämpfe . H. schloß seine Ausführungen vor dem Schwur¬
gericht mit den Worten : „Wenn im mitteldeutschen Kampf
die Revolution nicht unterlegen wäre , so würde er nach
seiner Überzeugung heute nicht unter Anklage stehen. — De?
Vertreter der Anklagebehörde, Staatsanwalt Ru! pprecht , be¬
antragte Bejahung der Schuldfrage , während der Verteidige?
der Angeklagten, R . -A . Engelhorn , die Freisprechung bean¬
tragte . Der Spruch der Geschworenen lautete bei Janus auf
Vergehen gegen das Entwaffnungsgesetz und Aufreizung zun?
Klassenhaß, je mit mildernden Umständen, bei Häring nur
auf Herstellung unerlaubter Druckschriften und Fehlens de?
vorgeschriebenen Unterschriften. Der Staatsanwalt beantragte :
demnach gegen Janus 4 Monate Gefängnis , gegen Häring
eine Geldstrafe von 900 M . Das Urteil lautete bei Janus
OMf 3 Mon . Gefängnis , bei Hsiring auf 330 M . und Ein .

'-!
ziehung der Schriften .

Ikurze polit . Nackrickten.
* Die Erhöhung der Getreidepreise . Im Landwirtschaft¬

lichen Ausschuß des vorläufigen Reichswirtschaftsrates teilt «
nach einer Blattermeldung ein Vertreter des Reichsernäh -
rungSministeriums mit , daß die Mindestpreise für das inr
Umlaaederfähren abgelieferte Getreide von 1400 M . auf
3100 M . für die Tonne Roggen heraufgesetzt werden sollen,
der Mindestpreis für Weizen erhöht sich entsprechend vor,
1800 auf 2300 M ., der für Hafer auf 1800 M . Die Preis¬
festsetzung stützt auf die Erhebungen der Jndexkommission.
Der Ausschuß des Reichswirtschaftsrates nahm diese Vor¬
schläge gegen den Widerspruch eines Arbeitervertreters an .

* Zu dem Beschluß des Reichsausschuffes der Zentrums ,
Partei betr . den Fall Erzberger wird mitgeteilt , daß es richtig
heißen muß : Herr Erzberger erklärt , daß die Wiederauf¬
nahme seiner parlamentarischen (nicht : pclitischen) Tätigkeit
von der gesamtpolitischen Lage abhängt .

* Ein französischer Befehl, keine Gefangene zu machen«
In der „Humanite " erhebt der Schriftsteller Gouthenoire d«
Toury auch gegen den Kommandanten der 13. Division ,
General de Buli . die Anklage, am Vorabend des .Angriffs
vom 28 September 1916 in Artois den Offizieren de? 13. Drg
Vision den Befehl erteilt zu haben , keine Gefangene zu machen.



SadLscke Nbersickt.
Kadiscder Landtag .

Die Eilektrizitatsvjersorgung in Baden .
Von unserem parlamentarischen Mitarbeiter .

Zwei Sitzungen hat am gestrigen Freitag der badische Land-

lag gebraucht, um diese wichtige Angelegenheit für die Gegen¬
wart und wohl auch für die nächste Zukunft einer gesunden
Lösung entgegenzuführen . Beiden Sitzungen waren längere
poimnissionsberatungen vorausgegangen , weil es sich um hohe
Geldbeträge und um prinzipielle Fragen für einzelne Par¬
teien handelte.

Die Vormittagssitzung brachte, wie im Bericht der „Karlsr .

jgtg .
" schon mitgeteilt ist, ein gründliches Referat des Abg.

Warum (Soz . ) , welches dieser im Aufträge des HaushaltsauH .

Phusses erstattete . Es behandelte den Gesetzentwurf über die

Landeselektrizitätsverforgung . Wie sich diese in den nächsten

stabren zu gestalten hat, welche Pläne für den weiteren Aus¬

hau des Murgwerkes , der Schluchsee -Talsperre , der Oberrhein -

traftwerke , des Großdampfwerkes in Mannheim , der Neckar¬

kanalisation usw . zur Wirklichkeit werden sollen , das legte

Abg. Marum in übersichtlicher Weise dar . Hierzu bedarf es

aber erheblicher Geldmittel , über die der badische Stmrt zur

Zeit nicht verfügt . Deswegen will man an die Gründung
einer Aktiengesellschaft mit einem Grundkapital von 3V Mil¬

lionen Mark herantreten und der Gefahr einer privatkapitali -

ftischen Einwirkung dadurch Vorbeugen , daß sämtliche Aktien
in den Besitz des Staates gebracht werden . Diese Gesellschaft
übernimmt auch den Betrieb des Murgwerkes . Der Referent

gab die näheren Einzelheiten der Gründung bekannt und ver¬
wies auch auf den Namen Badenwerk, den man dem neuen
Unternehmen gegeben hat.

Die Aussprache beschränkte sich nach getroffener Verein¬

barung zwischen den Koalitionsparteien auf eine kurze, die

Vorlage ablehnende Erklärung des deutschnationalen Abg .
Meyer -Karlsruhe . Darauf erfolgte die Annahme des Ent¬
wurfes mit allen gegen 6 Stimmen . In einer Schlußansprache
des Staatspräsidenten Trunk wurde die große Bedeutung der
Angenommenen Vorlage nochmals unterstrichen .

In der Nachmittagssitzung erstattete Abg. Guthein (Dem .)
den Bericht über die Kommissionsberatungen , welche dem
Gesetzentwurf über die Neckarkanalisierung gewidmet worden
find . Die Angelegenheit schwebt bekanntlich schon mehrere
stahre ; jetzt soll , sie zum Abschluß gebracht werden . Gothein
ging auf das Interesse Badens an der Neckarkanalisierung
An sich ein, das zwar nicht so groß sei, wie das Interesse Würt¬
tembergs an der Kanalisierung , aber der Industrialisierung
des badischen Unterlandes freie Bahn schaffe . Auch der Be¬
schäftigung von Arbeitslosen diene dieser Bau , wenn dies
felbsterständlich auch nicht ausschlaggebend sei .

Gothein brachte auch die Wünsche der Kommission in Bezug
Auf die Zusammensetzung des Aufsichtsrates zur Sprache und
»erlas die gefaßte Resolution, wonach für die Landwirtschaft
und die Arbeiter - und Angestelltenschaft eine stärkere Vertre¬
tung gefordert wird. (Arbeitsminister Dr . Engler versprach
gerade in diesem Punkte , den Wünschen der Kommission in
weitem Maße Geltung zu verschaffen.)

Gothein rückte ferner die Bedenken einzelner Kommissions-
pniiglieder über die unter Umständen zu übernehmende Bürg¬
schaft von 600 Millionen Mark ins Licht der Öffentlichkeit,
empfahl aber schließlich Annahme der Vorlage ; was dann
Auch einstimmig geschah. — Mit der Frage selbst wird sich
die Öffentlichkeit noch des öfteren beschäftigen.

»
' Am heutigen Samstag weilt der Landtag in Schwetzingen
And Mannheim zur Besichtigung der dortigen Schlösser. Am
Dienstag nimmt der Hanshaltsausschuß die zweite Lesung der
Eteuergesetze in Angriff ; erst am 12 . Juli tritt das Plenum
wieder zusammen ; es wird das ziemlich umfangreiche Für .
forgegesetz zur Beratung stellen. Auch andere Kommissionen
tagen noch in nächster Woche.

Die Vereinigung von Waden und
Mürttemberg in der Praxis .

Zur Donaueschinger Besprechung schreibt Emil Pfeiff in ,
einem hiesigen Blatt einige Randglossen, in denen
er die Ansicht ausspricht, daß Württemberg den Versuch, den
Anschluß Badens mit einem Schlage zu gewinnen , offenkundig
ausgegeben, gleichzeitig aber sich entschlossen habe, sein Ziel
nun geduldig und beharrlich, Schritt für Schritt zu erstreben.

Wir glauben seine Ausführungen , die geeignet sind , ein neues
Moment in die Diskussion über die Zusammenschlußfrage zu tret¬

en, unseren Lesern nicht vorenthalten zu dürfen , und geben
arum den Kernpunkt seiner Darlegungen im wesentlichen hier

wieder. Ter Verfasser geht — ob mit Recht oder Unrecht
lassen wir dahingestellt — von der Vermutung aus , daß auch
die vom Reichsverkehrsministerium dem Reichsrat vorgelegte
Verordnung betreffend die Beiräte für die Reichseisenibahnen
insofern, als sie eine verkehrspolitische Verschmelzung von
Baden und Württemberg unbestreitbar vorsehe, wuf württem -
Lergische Einflüße zurückzuführen sei und erblickt darin einen
Eibritt Württembergs in der angedeuteten Richtung.

„ Mit der"
, so schreibt Dr . Pfeiff u . a., „im Entwurf vor-

liegenden Verordnung sollen die verschiedenen Landeseifen ,
bahnriite im Reich in Ausführung des Artikels 63 der Reichs-
Verfassung vorläufig , d. h. bis zur Durchführung der in Ar-
tikel ISS der Reichsverfassung vorgesehenen Einteilung des
Reichs in Wirtschaftsgebiete, durch Reichseisenbahnräte er-
setzt werden. Ein Bedürfnis zu einer solchen Maßnahme ist
meines Erachtens in der Tat vorhanden , daher ist auch der
Begründung des Entwurfs in dieser Hinsicht zuzustimmen , da
sich das Nebeneinanderbestehen der verschiedenen Landeseisen ,
bahnräte im neuen Reichseisenbahnnetz immer mehr als un¬
haltbar erweist. Die Zweifel an der Zweckmäßigkeit des Ent -
Wurfs beginnen hei dem Vorschlag bezüglich der vorläufige «
Gliederung der Reichseisenbahnräte und in einem Reichseisen¬
bahnrat zerfallen sollen : Die Gebiete der Bezirkseisenbahnräte
decken sich zunr Teil mit den bisherigen Eisenbahnratsbezrr -
ken, zum Teil faßen sie mehrere von ihnen zusammen . Bon
den Bezirken, die für Baden von Bedeutung sind , sollen durch
Lusammenschlutz früherer Bezirke Stutt,art ^ arlS « »h« und

Frankfurt (Main ) gebildet werden. Zur Begründung dieser
Zusammenschlüße führt die Regierungsvorlage im wesentlichen
auö : „ Nachdem die früheren Staatseisenbahnen in oer Hand
des Reichs vereinigt find, müssen nunmehr solche Hemmungen
beseitigt werden, oie sich bisher in den an sich einheitlichen
Wirtschaftsgebieten durch die politischen Grenzen der Länder
ergehen haben. Bei der Bildung der neuen Beiräte ist daher
das Politische zurückgestellt und nur den wirtschaftlichen Er¬
fordernissen in erster Linie Rechnung getragen worden ."

Die Begründung des Entwurfs nimmt also ohne weitere»
am daß die innerpolitischen Grenzen Deutschlands die wirt¬
schaftliche Entfaltung der Länder gehemmt haben. Sicher hat
diese Annahme eine gewisse Berechtigung. Allein diese Berech¬
tigung hat im Laufe der Zeit fortgesetzt an Bedeutung ver¬
loren , zuletzt in ganz bedeutendem Maße durch den 1620 er-
folgten Übergang der Staatseisenbahnen auf das Reich. Was
letzt die wirtschaftlichen Beziehungen der deutschen Länder
noch hemmt, das sind nicht die toten Grenzsteins , die nur al»
stumme Zeugen vergangener Zeiten verlassen an den Straßen
stehen, das sind vielmehr die in den verschiedenen Ländern
ungleich günstigen natürlichen Entwicklungsgrundlagen und
der darin auch verschieden starke Drang nach Erwerb und
Verdienst, das sind Tatsachen und Erscheinungen, die mit den
Grenzsteinen weder zwischen Württemberg und Badei noch
anderswo in Deutschland hinweggeräumt werden. Nach mei¬
ner Auffassung liegt also in dieser Beziehung kein triftiger
Grund vor, bei der Bildung des südwestdeutschen Bezirks¬
eisenbahnrats die Länder Württemberg und Baden zu einem
Bezirk zu vereinigen.

Eine zwingende Notwendigkeit zu einer eisenbahnpolitischen
Vereinigung der beiden Länder ergibt sich »reines Erachtens
auch nicht aus den Aufgaben der Bezirkseisenbahnräte , denen
nach dem Entwurf obliegen soll, in wichtigen , die besonderen
Interessen des Bezirks oder einzelner Teile berührenden Fra¬
gen des Verkehrs und der Tarife der Reichseisenbahnen, na¬
mentlich bei wichtigen Abänderungen der Tarife und der
Vorschriften auf dem Gebiete des Abfertigungs - und des
Wagendienstes, sowie der Fahrpläne Gutachten abzugeben.
Aus der Umschreibung der Aufgaben ergibt sich, daß der Ein¬
fluß des südwestdeutschen Bezirkseisenbahnrats auf Betrieb
und Verwaltung der Reichseisenbahnen noch geringer sein
wird , als der an sich schon unbefriedigende Einfluß der Larr-
deseisenbahnräte auf ihre Staatseisenbahnverwaltungen ge¬
wesen ist . Ganz besonders gilt dies für den Einfluß auf die
Fahrpläne für den durchgehenden Personenverkehr , die nun¬
mehr einheitlich in Berlin bearbeitet werden, so daß auch die
Zuständigkeit der Eisenbahn- Generaldirektionen wesentlich
vermindert ist. Eine gewisse Bewegungsfreiheit besitzen die
Eisenbahn - Generaldirektionen bezüglich des örtlichen Perso¬
nenzugfahrplanes . Da aber der örtliche Personenverkehr in¬
nerhalb Baden und Württemberg verschiedene Hauptrichtun¬
gen aufweist, liegt auch vom Standpunkt der Fahrplanpolitik
kein Grund vor, die badischen und württembergischen Wünsche
auf einer Tagung zu behandeln, und zwar , wie der Entwurf
vorsieht, abwechselnd in Stuttgart und in Karlsruhe . Für
die geschäftliche Behandlung der Anträge zu den Tagungen
kann dieser Wechsel meines Erachtens nur hinderlich sein ; er
steht auch inr Widerspruch zu einem Verwaltungsgrundsatz der
Reichseisenbahnen, für bestimmte Aufgaben geschäftsführende
Verwaltungen zu bestellen , die Aufgaben also dauernd in eine
Hand und nicht abwechselnd in verschiedene zu legen. Aus all
diesen Gründen verstehe ich sehr Wohl, daß die Eisenbahn -
Generaldirektion Karlsruhe , wie auf der Hauptversammlung
des Verkehrsvereins Karlsruhe dieser Tage mitgeteilt wurde ,
eine Vereinigung der Länder Württemberg und Baden zu
einem Bezirkseisenbahnrat nicht für zweckmäßig erachtet.

"

Der Urarlsruber Grundstücksmarkt 1920.
Wie den statistischen Monatsberichten für die Monate Ok¬

tober bis Dezember 1620, welche einen gedrängten Überblick
über die wirtschaftliche Entwicklung Karlsruhes im zweiten
Nachkriegsjahr enthalten, zu entnehmen ist, wurde auf dem
Grundstücksmarkt bezüglich des Umfangs der Liegenschafts-
Umsätze im Jahre 1820 ein Rekord erreicht. In 1160 Rechts¬
geschäften wurden 1678 Grundstücke veräußert gegen 1653
im Vorjahr und 1224 im letzten Friedensjahr mit einer Ge¬
samtfläche von 1,8 Millionen Quadratmeter im Jahre 1620 ,
1,38 im Jahre 1618 und 0,8 Millionen Quadratmeter im
Jahre 1813 . Dem Werte nach wurden 1620 für 86,8 Millionen
Mark umgesetzt , das sind rund 20 Millionen mehr als im
Vorjahr und 65 Millionen mehr als 1613 .

Mit den größten Wertziffern sind die bebauten Liegen¬
schaften (Gebäude) vertreten , von denen für 64 Millionen
Mark mehr umgesetzt wurden als 1613 und für 18 Millionen
mehr als 1919 . Eine ähnliche Hochkonjunktur war 1920 auch
auf dem Freiburger Grundstücksmarkt zu verzeichnen, wo der
Häuserkauf einen bisher nicht beobachteten Umfang annahm ,
im laufenden Jahr aber eine stark rückläufigeTendenz aufweist.
Während in Karlsruhe im Jahre 1913 dem Werte nach etwa
dreimal so viel bebaute Liegenschaften den Eigentümer wech¬
selten wie unbebaute , waren es im Jahre 1919 21 mal so viel
und 1920 16 mal so viel . Der Zahl nach steigen die umgesetzten
bebauten Liegenschaften ums dreifache von 1613, die unbe¬
bauten dagegen gingen um ein Drittel zurück .

Hypotheken wurden im Jahre 1920 1184 eingetragen , das
sind 67 mehr als 1613 und 353 mehr als 1919 . Aber mehr
gelöscht als eingetragen wurden im Jahre 1920 : 300 und
1919 sogar 700 gegenüber nur 70 im Jahre 1913. Während
dem Werte nach 1913 5,2 Millionen Mark mehr neu bestellt
als gelöscht wurden , waren es im Jahre 1919 3 Millionen »
1920 aber 29 Millionen, davon allein in den letzten 3 Monaten
16 Millionen . Der Bericht hebt besonders hervor , daß es vor¬
wiegend kleinere Hypotheken seien , die in den letzten beiden
Jahren mehr gelöscht als neu bestellt wurden .

Der Hochkonjunktur entsprechend waren verhältnismäßig
nur wenig Zwangsversteigerungen von Liegenschaften in den
letzten beiden Jahren zu verzeichnen , nämlich je 11 gegenüber
49 im Jahre 1913 mit einem Schätzungswert von 0,5 Mil¬
lionen Mark (1920), 0,73 Millionen (1916) und 2.6 Millionen
(1913 ) . Dr . Ehrler , Freiburg .

Ikurze Nacbricbten aus Waden .
Berkehrseinschränkung.

Vom Freitag , den 1 . Juli an verkchren die Personenzüge
W : Lindau Stadt ab 12.30 nachm ., Vludenz an 4 .06 nachm,
und 81 : Bludenz ab 10 .28 voom ., Lindau Stadt an 1 .47 nachm,
wieder täglich.

Berkehrssperrrn .
Der Personen -, Gepäck - und Expreßgutverkehr auf den im

Eisenbahndirektionsbezirk Kattowitz gelegenen Strecken Ratt -
bor—Kandrzin und Nensa—Summin ist wieder eröffnet .

? .> . Eine Jugendherberge für Mädchen . Die Verwaltung
des Kindererholungsheims Heuberg hat in entgegenkommender
Weise eine Jugendherberge für Mädchen eingerichtet. Dk«
Anmeldungen müssen durch die vom Zweigausschuß Baden
für deutsche Jugendherbergen in Freiburg , BlAichesftatze 20,
zu beziehenden Toppelkarten erfolgen.

V2 . Offenburg . 1 . Juli . Tie Stelle des Bürgermeister »
soll zur Bewerbung mit Frist bis 15. Juli ausgeschrieben
werden.

02 . Konstanz, 29 . Juni . Die Handelskammer beschloß die
Errichtung eines Prüfungsamtes für Kurzschrift für den gan-
zen Kreis . Einem Antrag aus Kieinhandelskrelsen entfpre.
chend, beschloß die Handelskammer, an 26 Sonntagen im
Jahre eine Verkaufszeit bis zu drei Stunden zuzulassen.
Kaufmännisches Personal soll während dieser Zeit im allge-
meinen nicht beschäftigt werden. Nur an den 10 Ausnahme¬
sonntagen soll eine Beschäftigung des Personals gestattet sein .
Tie Handelskammer erhob ferner Einspruch gegen die geplant«
Erhöhung der Fernsprechgebühren, die für ihren weitab von
den Wirtschaftszentren gelegenen Bezirk etne unerträglich«!
Belastung bedeute und zu weitgehendsten Einschränkungen
führen müsse . Zur Erbitterung müsse es führen, wenn diei
Teilnehmer erst nach langem Marten einen Anschluß bekam -
men und dann nicht selten nur mit aller Anstrengung eine
mangelhafte Verständigung erzielen können . Die Handelskam¬
mer bittet , bei den vorgesehenen gestatteten Gebühren min¬
destens um -eine Ermäßigung . Ferner sollte zur Verhinde-
rung weitgehender Einschränkungen im Verkehr innerhalb de»
Ortsnetzes die Einzelgesprächsgebühr nicht über 10 Pf . fest¬
gesetzt werden . — Die Frage der Bereinigung von Württem¬
berg und Baden hält die Handelskammer noch nicht für ge¬
nügend geklärt . Sie crspricht sich von einer Vereinigung
keine Vorteile .

Aus der Landeshauptstadt .
Sammlung zugunsten unserer in große Not geratenen Ober,

schlcsier . Mit der vom Ortsausschuß Karlsruhe für das Ober .
schlefier -Hilfswerk geplanten Haus - und Straßensammlungen
wird bereits heute Samstag begonnen und zwar werden an
diesem Tage die Sammlungen von Haus zu Haus stattfin -
den, die Straßensammlungen dagegen werden am Sonntag
vorgenommen . Spendet reichlich für unsere oberschlesischen
Mitbrüder ! Das sei die Losung für jedermann am Samstag
und Sonntag .

Silbernes Priesterjubiläum . Am 1 . Juli konnte Stadtpfar -
rer Stumpf der Pfarrgemeinde St . Bernhard sein 25jährigcS
Priesterjubiläum begehen. Stadtpfarrer Aug . Stumpf hat sich
durch seine foelsorgerische Tätigkeit und durch feine rege Mit¬
wirkung an vielen Werken zur Bekämpfung der Nöte der Zeit
den Dank und die Wertschätzung seiner Gemeinde und weitetz
Kreise über diese hinaus erworben.

IV . „Die Hermannsschlacht" von H. v . Kleist wurde am
Freitag abend i>m Gemeindehaus , Blücherstraße, von Schülern
des humanistischen Gymnasiums zur Aufführung gebracht
zum Besten der Exrichtung einer Gedenktafel für die kricgs-,
gefallenen Lehrer und Schüler des Gymnasiums . Alle Mit -
wirkenden haben sich der Aufgabe mit großem Eifer und,
teilweise recht gutem Erfolg gewidmet und wurden! denn
auch durch reichen Beifall oer sehr zahlreichen Zuhörerschaft
gelohnt . Auch die umsichtige szenische Leitung des Herr «
v. d. Trenck-Ulrici fand die gebührende Anerkennung.

Die Gauleitung Baden des Reichsbundcs der Kriegsbeschä
digten , Kriegsteilnehmer und Kriegerhinterbliebenen! über¬
sendet uns «ine Erklärung , in der sie sich mit Bezug auf dis,
Abwehrerklärung der hiesigen Bezirksgruppe des Bundes der
Beamten im Bereich des Reichsarbeitsministeriums gegen di»
Annahme verwahrt , daß die Kriegsbeschädigten und Kriegs .
Hinterbliebenen zum Vorspann rein persönlicher Motive ge¬
macht würden .

^

1)2 . Badische Möbelschau . Vom Verband der badischen Holz¬
industrie und dem Badischen Kunstverein wird im Rahmen
der Karlsruher Herbstwoche eine Badische Mübelschau veran¬
staltet , de vom 23 . September bis 6 . Oktober Dauert und in dev
Ausstellungshalle in Karlsruhe abgehalten wird. Die Möbel-
schau will die Erzeugnisse der badifchen Möbelindustrie in ge¬
stiegener Ausführung und Formschönheit dem Publikum vor,
Augen führen . Der Badische Kunstgewerbeverein wird mit
Erzeugnissen der freien und angewandten Künste die zuv
Ausstellung kommenden Gegenstände und die einzelnen Ausck
stellungsräume ausschmücken .

Q2 . Schwurgericht . Am Freitag vormittag begann dev
auf drei Tage berechnete Schwurgerichtsprozeß gegen Kur»
Fries und Genossen wegen Urkundenfälschung, Betrug , Be¬
trugsversuch und Begünstigung . Angeklagt sind der verheira¬
tete 54 Jahre alte Kaufmann Kurt Fries aus Frankfurt a . M>der verheiratete 35 Jahre alte Prokurist Karl F . Gramme -
aus Mannheim , der 1895 in Karlsruhe geborene verheiratet «!
Dr . Artur Geiler , der gleichaltrige Kaufmann Peter Eytel au -
Heilbronn , der 34 Jahre alte verheiratete Kaufmann Alfred,
Herr aus Neuenbürg,

" der 42jährige geschiedene Kaufmann
Emil Reuther aus Heilbronn und die 24 Jahre alte Kellnerin
Maria Scheiffele aus Karlsruhe . Die Anklageschrift ist sehr
umfangreich . Es handelt sich hauptsächlich um einen schwung .
haften Handel mit gefälschten Ausfuhrpapieren für Holz mit
Beträgen , die in die Hunderttauscnde gehen .

Ltaatsanzeiger .
Die Apotheke in Mannheim -Käfertal betr.

Die persönlich« Berechtigung zum Betriebe der Apotheft
in Mannheim -Käfertal wird zur Bewerbung ausgeschrieben,

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeug»
niffe binnen vier Wochen hierher einzureichen .

Karlsruhe , den 29 . Juni 1921.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

I . A. : Rein . Zell- r«

Staatsprüfung für den mittleren hochbantechnische»
Dienst betr.

Die nachstehend genannten Prüflinge habe die im Juni
1821 abgehaltene Staatsprüfung für den mittleren Hochbau»
technischen Dienst bestanden:

Baumann , Fritz , aus Buchsal, Busam, Friedrich, aus Mann
heim , Dennig , Christian , aus Singen (Amt Durlach) , Eisen
beiß , Paul , aus Kehl a . Rh ., Höfling, Johannes , aus Feu »
henheim, Krattinger , Ernst , aus Freiburg i . Br ., List, Josef ,
aus Siamaringendorf , Ludwig, Karl Wilhelm aus Karlsruhes
Mehl , Josef , aus Seckach, Obergfell, Eugen, aus Donau -
eschingen, Reichenbacher, Karl, aus Söllingen , Schneider, Ottw
aus Karlsruhe , Schoch , Karl , aus Mühlburg , Schreck, Theodor;
aus Seckenheim, Spelger , Hans , aus Schwetzingen, Watte«
Paul , aus Greiburg i . Br ., Wenz, Karl Friedrich, aus SSlz
tingen , Zeltner , Robert , aus Karlsruhe .

Karlsruhe , den 26. Juni 1921.
Ministerin « der Finanzen .

Der Ministerialdirektor :
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MHe Mi« Md AM»!
Obrrschlesien brennt . Jnsurgentenbmiden

morden , plündern und rauben . Groß ist die Zah !
der Erschlagenen . Tausende . Deutsche haben Heimat ,
Hab und Gut verloren , find verschleppt oder schmach¬
ten in Konzentrationslagern , den entsetzlichsten Miß¬
handlungen und Entbehrungen ausgesetzt . Hunderte
von Verwundeten und Kranken füllen Lazarette und
Krankenhäuser und entbehren der allernotwendigsten
Mittel zu ihrer Heilung . Auf dem Lande herrscht
wildester Terror . In den Städten ist Lebensmittel ,
und Wasserzufuhr angeschnitten , das Hilfspersonal
zusammengebrochcn , und dadurch die Not der Bevöl¬
kerung auf dem Gipfelpunkt . K .379

Vaterländische Pflicht aller Deutschen ist eS daher ,
unfern schwer bedrängten und Unsägliches duldenden
oberschlefischenVolksgenoffen so rasch als möglich zu helfen .
Darum ihr Mäuuer und Kraue« Karlsruhes ;

Helft de» vdeWefter», helft WrI!
Große Mittel sind notwendig , vor allem Geld ,

Wäsche , Kleidung und unverderbliche Lebens - und
Stärkungsmittel .

Am kommenden Sonntag , den 3. Juli soll, wie in
allen deutschen Städten , so auch in Karlsruhe , ein

WM MWesitt -Neiliig
stattfinden . Straßen - und Haussammlungen sind
vorgesehen , letzter « schon Samstag , den 2 . Juli .

Gebt , was in Euren Kräften steht, und denkt an
die Tat des oberschlesischen Volkes am Abstimmnngs -
tag , in der es in so glänzender Weise seine Treue
zum Vaterland bekundet hatl

Gaben in Geld nehmen entgegen alle hiesigen Ban¬
ken, sowie die städtische Sparkasse Karlsruhe .

Sachspenden wollen an die Sarnmelstelle des Roten
Kreuzes hier abgeliefert werden .

Dev Ortsausschuß Karlsruhe
für das Oberschlesier -Hilfswerk .

Frau Jenny Bartning , für den Evangelischen Frauen ,
bund . Baumeister , Pfarrsekretür , für den Katholi¬
schen Charitasverband . Blum , Bezirksrat , für die
Handwerkskammer Karlsruhe . Dees , Generalsekre¬
tär , I . Vorsitzender des Vereins Karlsruher Presse .
Dr . Ehrhardt , Geh . Hofrat , Direktor der Oberreal -
schule, Vertreter der Mittelschulen . Faßbender , Ge¬
werkschaftssekretär und Stadtverordneter , für die
christl . Gewerkschaften . Dr . Finter , Oberbürgermeister .
D . Frey , Oberreallehrer , Obmann des geschäftslei¬
tenden Vorstandes der Stadtverordneten . Hof , Ge -
wsrkschaftssekretär , für den Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbund , Ortsgruppe Karlsruhe . Gfell ,
Kommerzienrat , Präsident der Hanvelskammer für
die Kreise Karlsruhe und Boden . Jacob , Stadtrat ,
I Vorsitzender . KaminSki , Stadtpfarrer , für die Alt -
katholische Kirchengemeinde . Krawutschke , Oberpost ,
sekretär , Vorsitzender der Vereinigung heimattreuer
Oberschlesier , Ortsgruppe Karlsruhe . Kühn , Stadt¬
rat , II . Vorsitzender . Dr . Kurrein , Stadtrabbiner ,
für die Israelitische Wohlfahrtsvereinigung . Lacher ,
Verwaltungsdirektor , Geschäftsführer . Leonhardt ,
Obersekretär des städt . Volksschulrektorats . Link ,
Geistl . Rat und Stadtdekan , für die Katholische Ge -
samtkivchengemoinde . Frau Stadträtin Matheis , für
den Katholischen Frauenbund . Dr . Mantel , General -
oberarzt , Vertreter des Bad . Landesvereins v. Roten
Kreuz . Menzinger , Stadtrat und Konsul , I . Dorsit
zender deS DerkehrSvereins . Müller , Geheimer Rat ,
Generalsekretär des Badischen FrauenvereinS . Rapp ,
Stadtdekan , für die Evangelische Gesamtkirchenge¬
meinde . Freifrau von Schillings für den Helferinnen -
bnnd des Badischen Frauenvereins . Stehli », Rektor
der städt . Volksschulen . Dr . h. c. StrauS , Kammer
zienrat und Bankier , für die Karlsruher Bankender ,
einigung . Werner , Plärrer , für den Badischen Lan¬

desverein für Innere Mission .

Stadtgarten
Zugunsten der bedrängten Oberschlesier veranstalten wir Samstag , de» 2 . Juli d. I . ,

abends 8—11 Uhr ein

Gartenfest
Konzert der Kapelle des MufikvereinS Harmonie unter Mitwirkung deS Männer -

gesangvereinS Karlsruher Liederkranz .
Um vft , Uhr Bengalische Beleuchtung der Anlage» am See .

Eintritt : Inhaber von Stadtgartenjahreskarten 2 ^ 1 einschließlich
Sonstige Personen 3 k Lustbarkeitssteuer

Kinder je die Hälfte . Mnfikprogramm mit Lirdertext 60 Pfg .
Kartrnvorvcrkauf : Verkehrsverein und Schalterkassen des Stadtgartens .
Zugäuge : Stadtgartcneingang Nord und Süd und östlicher Stadtgarteneingangbeim Vierodtbad . Bei schlechtem Wetter finden die Musik - und Gesangsauf¬
führungen im großen Festhallesaal statt , während die Gartenbeleuchtung unterbleibt .
Zur Erzielung eines möglichst hohen Reingewinne- bitte» wir die Karlsruher Bevölkerung

nm zahlreiche» Anspruch. K . 380Der Ortsausschuß Karlsruhe für das Oberschlesier-Hilfswerk .
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gesucht von bekannter , leistungsfähiger Firma zum
Vertrieb von

feig » IsMMrii In eelit isü lmillest ünichs etc .
Gefl . Angebote von Herren , die in Ziaarrengeschäften
und Drechslereien gut eingeführt sind , erbeten unter
K . 37S an die Expedition der Kattsruher Zeitung .

Elite» W« M»ft
bezw . Erhöhg . Ihres Ein -
kommens bieten wir Ihnen
durch stille Mitarbeit vom
Schreibtisch aus . Kein
Adreflenschreiben . Offerten
unter K . 381 an die Exp .
der Karlsruher Zeitung .

'
IWÄ !

Für große , bestfundierte
Druckerei , lind

PapierwareWrik
in Württemberg wird
stiller Teilhaber mit
Mk . 400 000 Einlage
sofort gesucht . K . 394
Sicherheit genügend
vorhanden . Ernste Refl .
erhallen alle Aufschlüsse
unter Nr . 1577 durch
ZNiliobllM - rrrpkttiigr -
SeselWsi Mm t To,
Münch« ,,Prielmayrrstr .10

Tel . 51L1S.
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